INFORMATIONSBLATT IN SACHEN 
SCHUTZ DER PERSON DES GEISTESKRANKEN

Zur Vermeidung der Unzulässigkeit des Antrags muss diesem ein ausführlicher medizinischer Bericht beigefügt werden, 
· der im Anschluss an eine Untersuchung erstellt wurde, die höchstens fünfzehn Tage zurückliegt, 
· der den Gesundheitszustand der Person, deren Unterbringung zur Beobachtung beantragt wird, beschreibt,
· der die Krankheitssymptome beschreibt und 
· in dem festgestellt wird, dass die in Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 bestimmten Bedingungen erfüllt sind, d.h. es muss eine Geisteskrankheit vorliegen und die zu schützende Person muss entweder die eigene Gesundheit und Sicherheit ernsthaft gefährden oder eine schwerwiegende Gefahr für das Leben oder die Unversehrtheit Dritter darstellen. Die mangelnde Anpassung an moralische, religiöse, politische oder andere Werte darf an sich nicht als eine Geisteskrankheit angesehen werden (z.B. Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenabhängigkeit). 

Bei der Hinterlegung des Antrags ist eine Gebühr in Höhe von 24,- € (indexierter Betrag Januar 2025) als Beitrag für den Haushaltsfonds für den weiterführen juristischen Beistand zu entrichten. Diese Gebühr kann bei Hinterlegung des Antrags in bar in der Kanzlei der Friedensgerichte entrichtet werden oder aber auf das Konto der Friedensgerichte Eupen - St. Vith mit der IBAN BE15 6792 0086  – BIC PCHQBEBB überwiesen werden (Bitte in der Mitteilung die Namen der Parteien angeben). Da das Gesetz vorschreibt, dass der Friedensrichter den Kranken an dem Ort besucht, wo Letzterer sich aufhält, sind ebenfalls Fahrtkosten vorzustrecken, deren Höhe von der zurückzulegenden Strecke abhängt. Die Höhe des Betrags erfährt man bei der Gerichtskanzlei.  

